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 Amt für Agrarordnung 53879 Euskirchen, den 13.12.2006 

 Euskirchen  Sebastianusstraße 22 

Flurbereinigung Hambach–West Tel.: 02251/7002-0 

Az.:   – 14 06 3 – 

 

2. Änderungsbeschluss 

 

1. Das durch den Flurbereinigungsbeschluss vom 15. März 2006 festgestellte und durch den  

1. Änderungsbeschluss geänderte Flurbereinigungsgebiet wird gemäß § 8 Abs. 1 Flurbereini-

gungsgesetz (FlurbG) in der Fassung vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 12.08.2005 (BGBl. I S. 2354), wie folgt geändert: 

 

Zu dem Flurbereinigungsgebiet werden die nachfolgend aufgeführten Grundstücke zugezogen 

und auch insoweit die Flurbereinigung angeordnet: 

 

Regierungsbezirk Köln 

Kreis Düren 

Stadt Düren 

Gemarkung Arnoldsweiler 

Flur 5 Flurstücke: 100, 101, 102, 103, 106, 107, 109, 110, 111, 112, 113, 114, 123,  

   145, 165, 167, 169, 172, 177, 178, 179, 180, 212, 219, 220 

Flur 14 Flurstück: 228/69 

Flur  18 Flurstück: 9 

 

Gemeinde Niederzier 

Gemarkung Oberzier 

Flur  12  Flurstück: 590 

 

2. Das Flurbereinigungsgebiet hat nunmehr eine Größe von rd. 1.050 ha und ist auf der Gebiets-

karte dargestellt, die Anlage dieses Beschlusses ist. 

 

3. Der Änderungsbeschluss mit Gründen und Gebietskarte liegt zur Einsichtnahme für die Betei-

ligten zwei Wochen lang während der Dienststunden aus bei der 

Bezirksregierung Köln 

Sebastianusstraße 22, 53879 Euskirchen, 

Zimmer Nr. 103. 

Die Zweiwochenfrist beginnt mit dem Tage der Bekanntgabe dieses Beschlusses. 

 

4. Die Eigentümer und Erbbauberechtigten der zugezogenen Grundstücke werden Teilnehmer 

der durch den Flurbereinigungsbeschluss vom 15.03.2006 gebildeten Teilnehmergemeinschaft 

der Flurbereinigung Hambach-West. 

 

5. Rechte, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung am Flurbereini-

gungsverfahren berechtigen, sind nach § 14 Abs. 1 FlurbG innerhalb einer Frist von drei Mo-

naten nach erfolgter öffentlicher Bekanntmachung dieses Beschlusses bei der 

Bezirksregierung Köln, Sebastianusstraße 22, 53879 Euskirchen 

anzumelden. 



 – 2 – 
 

... / 3 

Zu diesen Rechten gehören z. B. nicht eingetragene dingliche Rechte an Grundstücken oder 

Rechte an solchen Rechten sowie persönliche Rechte, die zum Besitz oder zur Nutzung von 

Grundstücken berechtigen oder die Nutzung von Grundstücken beschränken. Auf Verlangen 

der Flurbereinigungsbehörde hat der Anmeldende seine Rechte innerhalb einer von der Flur-

bereinigungsbehörde zu setzenden Frist nachzuweisen. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist be-

steht kein Anspruch auf Beteiligung. 

Werden Rechte erst nach Ablauf der bezeichneten Frist angemeldet oder nachgewiesen, so 

kann die Flurbereinigungsbehörde die bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gemäß § 

14 Abs. 2 FlurbG gelten lassen. 

Der Inhaber eines der bezeichneten Rechte muss nach § 14 Abs. 3 FlurbG die Wirkung eines 

vor der Anmeldung eingetretenen Fristablaufes ebenso gegen sich gelten lassen, wie der Be-

teiligte, dem gegenüber die Frist durch Bekanntgabe des Verwaltungsaktes zuerst in Lauf ge-

setzt wird.  

 

6. Von der öffentlichen Bekanntmachung dieses Beschlusses an gelten folgende zeitweilige Ein-

schränkungen, die bis zur Unanfechtbarkeit des Flurbereinigungsplanes wirksam sind: 

6.1 In der Nutzungsart der Grundstücke dürfen ohne Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde 

nur Änderungen vorgenommen werden, die zum ordnungsgemäßen Wirtschaftsbetrieb gehö-

ren (§ 34 Abs. 1 Nr. 1 FlurbG). 

6.2 Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterrassen und ähnliche Anlagen dürfen nur 

mit Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde errichtet, hergestellt, wesentlich verändert oder 

beseitigt werden (§ 34 Abs. 1 Nr. 2 FlurbG). 

6.3 Obstbäume, Beerensträucher, einzelne Bäume, Hecken, Feld- und Ufergehölze dürfen nur in 

Ausnahmefällen, soweit landeskulturelle Belange, insbesondere des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege, nicht beeinträchtigt werden, mit Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde 

beseitigt werden (§ 34 Abs. 1 Nr. 3 FlurbG). 

6.4 Holzeinschläge, die den Rahmen einer ordnungsmäßigen Bewirtschaftung übersteigen, bedür-

fen der Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde (§ 85 Nr. 5 FlurbG). 

6.5 Sind entgegen den Anordnungen zu 6.1 und 6.2 Änderungen vorgenommen oder Anlagen 

hergestellt oder beseitigt worden, so können sie im Flurbereinigungsverfahren unberücksich-

tigt bleiben. Die Flurbereinigungsbehörde kann den früheren Zustand gemäß § 137 FlurbG 

wiederherstellen lassen, wenn dieses der Flurbereinigung dienlich ist (§ 34 Abs. 2 FlurbG). 

Sind Eingriffe entgegen der Anordnung zu 6.3 vorgenommen worden, so muss die Flurberei-

nigungsbehörde Ersatzpflanzungen auf Kosten der Beteiligten anordnen (§ 34 Abs. 3 FlurbG). 

Sind Holzeinschläge entgegen der Anordnung zu 6.4 vorgenommen worden, so kann die Flur-

bereinigungsbehörde anordnen, dass derjenige, der das Holz gefällt hat, die abgeholzte oder 

verlichtete Fläche nach den Weisungen der Forstaufsichtsbehörde wieder ordnungsgemäß in 

Bestand zu bringen hat (§ 85 Nr. 6 FlurbG). 

6.6 Zuwiderhandlungen gegen die Anordnungen zu 6.2, 6.3 und 6.4 dieses Beschlusses sind Ord-

nungswidrigkeiten und können mit einer Geldbuße bis zu 1.000,-- € für den einzelnen Fall ge-

ahndet werden [§ 154 FlurbG, §§ 1 und 17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) 

in der Fassung vom 19.02.1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

12.07.2006 (BGBl. I S. 1466)]. Unter Umständen kann auch eine höhere Geldbuße auferlegt 

werden (§ 17 Abs. 4 OWiG). Außerdem können Gegenstände eingezogen werden, auf die sich 

die Ordnungswidrigkeit bezieht (§ 154 Abs. 3 FlurbG). 

6.7 Die Bußgeldbestimmungen nach anderen Gesetzen bleiben unberührt. 
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Gründe 

 

Die Vergrößerung der Verfahrensfläche erfolgt einerseits auf Antrag der Niederlassung Aachen des 

Landesbetriebes Straßenbau NRW, und andererseits, um Flächen, die als Tauschland gekauft wer-

den sollen, in das Flurbereinigungsgebiet einzubeziehen. 

Die an dieser Änderung beteiligten Grundstückseigentümer sind über diese Zweckbestimmung un-

terrichtet worden und haben der Zuziehung ihrer Grundstücke zum Flurbereinigungsverfahren zuge-

stimmt. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben wer-

den. Der Widerspruch ist bei der 

Bezirksregierung Köln 

Sebastianusstraße 22 

53879 Euskirchen 

schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen. 

 

 
 

 Im Auftrag 

 

 

 (LS) 

 

 Rehm 

 (Oberregierungsrätin) 


